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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

EU - Fz - K - R - V - Wi

zu Punkt … der 971. Sitzung des Bundesrates am 19. Oktober 2018

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Einrichtung des Europäischen Verteidigungsfonds 

COM(2018) 476 final; Ratsdok. 10084/18 

A 

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union und 

der Ausschuss für Kulturfragen

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 

Stellung zu nehmen:

1. Der Bundesrat nimmt den Vorschlag der Kommission zur Kenntnis und ver-

weist auf seine Stellungnahmen vom 23. März 2018 (BR-Drucksache 5/18 (Be-

schluss), Ziffer 29) und vom 6. Juli 2018 (BR-Drucksache 166/18 (Beschluss), 

Ziffer 43).

2. Der Bundesrat stellt fest, dass die geplante Verteidigungsforschung zwar in ei-

nem eigenen Spezifischen Programm, aber unter dem allgemeinen Dach von 

„Horizont Europa“ realisiert werden soll.

3. Der Bundesrat bittet die Kommission, in den kommenden Verhandlungsprozes-

sen den zivilen Charakter von „Horizont 2020“ außerhalb des Verteidigungs-

fonds zu gewährleisten. Insbesondere bei Synergien zwischen den beiden Spezi-

fischen Programmen stellt der Bundesrat unter Verweis auf Artikel 5 Nummer 1 

des Verordnungsvorschlags zu „Horizont Europa“ (BR-Drucksache 261/18) 

fest, dass Synergien zwischen dem Europäischen Verteidigungsfonds und „Ho-

rizont Europa“ nicht möglich sind.
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4. Der Bundesrat schlägt vor, dass eine verteidigungsorientierte Forschung auf-

grund ihrer besonderen Sensibilität sowie ihrer speziellen Erfordernisse und 

Zielsetzungen strikt von „Horizont Europa“ getrennt werden und die Dotierung 

entsprechender Haushaltslinien nicht zu Lasten des Spezifischen Programms 

von „Horizont Europa“ erfolgen sollte, und fordert die Kommission auf, dies 

auch zu realisieren.

5. Der Bundesrat übermittelt diese Stellungnahme direkt an die Kommission.

B 

6. Der Finanzausschuss, 

der Rechtsausschuss, 

der Ausschuss für Verteidigung und 

der Wirtschaftsausschuss

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-

nis zu nehmen.
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